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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 1. April 1968 

II/l —68070 — 5365/68 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Griindungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrarpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 


eine Verordnung des Rats zur Änderung der Verordnung 
Nr. 131/67/EWG hinsichtlich der bei der Bestimmung der 
abgeleiteten Interventionspreise für Getreide zu berücksich- 
tigenden Transportkosten. 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 19. März 
1968 dem Herrn Präsidenten des Rats der Europäischen Gemein- 
schaften übermittelt worden. 

Eine Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit einer alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvor- 
schlages durch den Rat ist zu rechnen. 

Eine Begründung war dem Kommissionsvorschlag nicht bei- 
gefügt. 


Für den Bundeskanzler 

Der Bundesminister für das Post- 
und Fernmeldewesen 

Dollinger 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckorei, 53 Bonn 
Alloinvertricb : Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel, 6 35 51 



Drucksache V/2794 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Vorschlag einer Verordnung des Rats 
zur Änderung der Verordnung Nr. 131/67/EWG hinsichtlich 
der bei der Bestimmung der abgeleiteten Interventionspreise 
für Getreide zu berücksichtigenden Transportkosten 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr, 120/67/EWG des 
Rats vom 13, Juni 1967 über die gemeinsame Markt- 
organisation für Getreide ^), insbesondere auf Arti- 
kel 4 Absatz 5, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Artikel 11 Absatz 1 der Verordnung Nr. 131/ 
67/EWG des Rats der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft vom 13. Juni 1967 zur Festlegung der 
Regeln für die Ableitung der Interventionspreise und 
für die Festsetzung bestimmter Handelsplätze für 
Getreide “) können für das Wirtschaftsjahr 1967/1968 
die abgeleiteten Interventionspreise abweichend von 
den in Artikel 2 dieser Verordnung genannten 
Regeln festgesetzt werden; es ist also für die Be- 
stimmung der sich nicht aus einem Tarif ergebenden 
Frachten beim Transport auf dem Wasserweg mög- 
lich, die niedrigste Durchschnittsfracht von zwei der 
Preisentscheidung vorausgegangenen zwölf Monaten 
unberücksichtigt zu lassen. 

Der für die Festsetzung der im Wirtschaftsjahr 
1968/1969 geltenden abgeleiteten Interventionspreise 
gemäß Artikel 2 zweiter Unterabsatz der Verord- 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, Seite 2269/67 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 120 
vom 21. Juni 1967, Seite 2362/67 


nung Nr. 131/67/EWG für die Transportkosten zu 
berücksichtigende Bezugszeitraum hat vor dem In- 
krafttreten der gemeinsamen Marktorganisation für 
Getreide begonnen, so daß er sowohl unter die durch 
die gemeinschaftliche Organisation geschaffene als 
auch unter die dieser Organisation vorausgegangene 
Regelung fällt; die gemeinsame Marktorganisation 
beeinflußt dadurch, daß sie auf die Handelsströme 
einwirkt, die Transportkosten; es ist daher für eine 
genaue Bewertung der in Artikel 2 zweiter Unter- 
absatz der Verordnung Nr. 131/67/EWG genannten 
Angaben unerläßlich, sich auf einen Zeitraum zu be- 
ziehen, der die neue Regelung widerspiegelt; es ist 
also angebracht, bis zur endgültigen Anpassung der 
Märkte an die gemeinsame Organisation, die in 
Artikel 11 Absatz 1 vorgesehene Möglichkeit, von 
Artikel 2 zweiter Unterabsatz der Verordnung 
Nr. 131/67/EWG abweichen zu können, auf das Wirt- 
schaftsjahr 1968/1969 auszudehnen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Einziger Artikel 

Artikel 11 Absatz 1 der Verordnung Nr. 131/67/ 
EWG wird wie folgt geändert: 

„1. Bei der Festsetzung der abgeleiteten Inter- 
ventionspreise kann für das Wirtschaftsjahr 1967/ 
1968 von den Bestimmungen des Artikels 2 und für 
das Wirtschaftsjahr 1968/1969 von den Bestimmun- 
gen des Artikels 2 zweiter Unterabsatz abgewichen 
werden." 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rats 


Der Präsident 



